Warum braucht eine globale Bioethik die Menschenrechte? by Andorno, R
University of Zurich





Warum braucht eine globale Bioethik die Menschenrechte?
Andorno, R
Andorno, R (2008). Warum braucht eine globale Bioethik die Menschenrechte? In: Biller-Andorno, N; Schaber, P;
Schulz-Baldes, A. Gibt es eine universale Bioethik? Paderborn, 59-72.
Postprint available at:
http://www.zora.uzh.ch
Posted at the Zurich Open Repository and Archive, University of Zurich.
http://www.zora.uzh.ch
Originally published at:
Biller-Andorno, N; Schaber, P; Schulz-Baldes, A 2008. Gibt es eine universale Bioethik? Paderborn, 59-72.
Andorno, R (2008). Warum braucht eine globale Bioethik die Menschenrechte? In: Biller-Andorno, N; Schaber, P;
Schulz-Baldes, A. Gibt es eine universale Bioethik? Paderborn, 59-72.
Postprint available at:
http://www.zora.uzh.ch
Posted at the Zurich Open Repository and Archive, University of Zurich.
http://www.zora.uzh.ch
Originally published at:
Biller-Andorno, N; Schaber, P; Schulz-Baldes, A 2008. Gibt es eine universale Bioethik? Paderborn, 59-72.
  In: N. Biller-Andorno, P. Schaber, A. Schulz-Baldes (Hrsg.), 
Gibt es eine universale Bioethik?, Paderborn, Mentis, 2008 
 
 





Im letzten Jahrzehnt haben internationale Organisationen explizit eine Menschenrechtsstrategie 
gewählt, um die neuen Herausforderungen der Biomedizin zu meistern. Ein paradigmatisches 
Beispiel auf der europäischen Ebene ist die „Menschenrechtskonvention zur Biomedizin“ des 
Europarats vom 4. April 1997, die allgemeine Prinzipien für alle biomedizinischen 
Interventionen formuliert. Auf der globalen Ebene sind beispielhaft vor allem die drei 
UNESCO-Erklärungen zu nennen: die „Allgemeine Erklärung zum menschlichen Genom und 
den Menschenrechten“ von 1997; die „Internationale Erklärung zu menschlichen genetischen 
Daten“ von 2003; und die „Allgemeine Erklärung über Bioethik und Menschenrechte“ von 
2005. Man kann aber mehr als hundert internationale Erklärungen, Richtlinien und 
Stellungnahmen von verschiedenen Regierungs- und Nicht-Regierungsorganisationen zitieren, 
denen eine Menschenrechtsstrategie zugrunde liegt.1  
 Vor diesem Hintergrund zielt der vorliegende Beitrag darauf, 1) die Gründe für die 
Verwendung einer Menschenrechtstrategie in der internationalen Bioethik zu explizieren, 2) 
auf einige Einwände zu reagieren, die gegen einen Bezug auf Menschenrechte in diesem 
Bereich vorgebracht worden sind, und 3) einen Überblick über die bereits existierenden 
internationalen Menschenrechtsnormen, die für bioethische Fragen relevant sind, zu bieten.2
 
1. Die Menschenrechte als rechtlicher Rahmen für die internationale Bioethik   
 
Verschiedene Gründe erklären den Appell an die Menschenrechte in der internationalen 
Bioethik. Der erste augenfällige Grund ist, dass die biomedizinischen und technischen 
Entwicklungen per se direkte Implikationen für die Menschenrechte haben. Sowohl im 
Rahmen von Forschungstätigkeiten als auch der Krankenversorgung berühren sie direkt die 
wichtigsten menschlichen Interessen, allen voran das menschliche Leben und die physische 
und psychische Integrität des Menschen. Es ist deswegen nachvollziehbar, dass diese 
Entwicklungen in enge Verbindung mit den Menschenrechten gebracht werden.3  
Ein zweiter Grund für dieses Phänomen ist, dass die Universalität der Menschenrechte die 
Formulierung von universellen Normen für die Biomedizin erleichtert. Die Menschenrechte 
werden als universelle Normen verstanden. Sie werden als Ausdruck gemeinsamer Werte 
jenseits kultureller Differenzen betrachtet. Menschenrechte sind Rechte, die der Mensch als 
Mensch hat, unabhängig von Geschlecht, Alter, Gesundheitsstatus, Nationalität, 
sozioökonomischem Status, Hautfarbe, Religion oder sonstigen Umständen. Anders gesagt: Es 
liegt im Begriff der Menschenrechte, dass wir sie nur universal oder gar nicht denken können.4 
Dank dieser Universalität scheinen heute die Menschenrechte als die „Lingua franca der 
internationalen Beziehungen”5 und sogar als die „ultimative Äußerung einer universellen 
Ethik” in unserer pluralistischen Welt.6 Deswegen sind die Menschenrechte, wie ein Public-
                                                 
1 Siehe eine Liste von internationalen Deklarationen, Richtlinien und Stellungnahmen in: University of 
Minnesota Human Rights Library, “Bioethics and Human Rights Links”, online unter: 
http://www1.umn.edu/humanrts/links/bioethics.html (abgerufen am 26. Juli 2007). 
2 Der Begriff „Bioethik“ wird hier in einem weiten Sinne verstanden. Er umfaßt nicht nur die ethischen 
sondern auch die rechtlichen Implikationen der Biomedizin, also auch das sogennante „Biorecht“. 
3 Vgl. Taylor (2004). S. 502. 
4 Vgl. Kriele (1991), S. 48. 
5 Vgl. Knowles, (2001), S. 253.  
6 Vgl. Thomasma (2001), S. 300. 
Health-Experte formulierte, „das beste Instrument, das wir haben, um gemeinsame Standards 
im Bereich der Biomedizin zu setzen.“7
Ein dritter Grund für die Heranziehung der Menschenrechte in der globalen Bioethik liegt 
darin, dass der Begriff  “Menschenwürde”, der in der Bioethik eine zentrale Rolle spielt, die 
meisten bioethischen Probleme nicht lösen kann. „Menschenwürde“ ist kein Zauberwort. Es 
reicht nicht, diesen Begriff zu benutzen, um sofort eine klare Antwort auf die neuen und 
komplexen Herausforderungen der Bioethik zu gewinnen. Dazu muss man normalerweise 
zusätzliche und präzisere Gründe vorbringen. Für die Operationalisierung der Menschenwürde 
muss man an konkrete Grundsätze appellieren, wie zum Beispiel an die Autonomie der 
Patienten und Probanden, die Vertraulichkeit der persönlichen gesundheitlichen Daten, den 
Schutz vor Diskriminierung und die Selbstbestimmung hinsichtlich persönlich relevanter 
Informationen („Recht auf Nicht-Wissen“). Alle diese Grundsätze werden normalerweise in der 
Terminologie von „Rechten“ formuliert.8
Ein vierter Grund für den Appell an die Menschenrechte liegt in der Tatsache, dass das 
UN-Menschenrechtssystem, trotz all seiner Schwächen und Defizite, das heute einzige 
institutionalisierte Mittel ist, das die Achtung der Menschenwürde auf der globalen Ebene 
befördert. In diesem Zusammenhang soll man auch nicht vergessen, dass die Organisationen 
innerhalb des UN-Menschenrechtssystems lange Erfahrung im Umgang mit kultureller 
Vielfältigkeit haben – schon allein deswegen, weil in diesen Organisationen alle Länder 
vertreten sind und die Möglichkeit haben, ihre eigenen Perspektiven in die Diskussionen 
einzubringen Wenn der Dialog zwischen Kulturen eine notwendige Voraussetzung für das 
Erarbeiten allgemeingültiger bioethischer Normen ist, dann bieten die UN-Organisationen eine 
gute und vielleicht einmalige Plattform für einen solchen Dialog. 
 
2. Die Kritik am Menschenrechtsdiskurs 
 
Der Appell an eine Menschenrechtsstrategie für die Setzung globaler biorechtlicher 
Normen muss sich mit dem Vorwurf auseinandersetzen, dass die Menschenrechte ein 
spezifisch westliches Produkt seien und in anderen kulturellen Zusammenhängen nicht gelten 
könnten. Nach dieser Kritik wäre der Versuch, die Menschenrechte ohne weiteres nach Asien 
oder Afrika zu übertragen, eine Form von „kulturellem Imperialismus“, insbesondere weil die 
Menschenrechte eine Verkörperung des „westliches Individualismus (bzw. Egoismus)“ seien.9
Diese Vorwürfe können in gewisser Hinsicht oder in bestimmten Situationen wahr sein, 
aber so allgemein formuliert sind sie übertrieben oder einfach falsch. In der Tat hat die Idee der 
Menschenrechte ihre unmittelbaren Wurzeln in der westlichen Kultur, insbesondere in der 
Philosophie der europäischen Aufklärung. Aber warum sollte man aus diesem Grund auf einen 
Menschrechtsdiskurs verzichten? Die Tatsache, dass die Idee der Menschenrechte in der 
westlichen Welt geboren ist, schliesst nicht aus, dass sie vom historisch-kulturellen 
Entstehungskontext ablösbar ist, und in anderen Kulturen eine Rolle spielen kann. Die 
wichtigste Frage ist nicht, woher die Idee des unbedingten Respekts vor jedem einzelnen 
Menschen kommt, sondern ob sie Sinn macht. Meine Meinung dazu ist, dass die Anerkennung 
von Rechten für alle Menschen einfach nur, weil sie Menschen sind, nicht nur Sinn macht, 
sondern eine der grössten Errungenschaften der Menschheit ist. Auch wenn die Formulierung 
der Menschenrechte, wie wir sie heute kennen, ein kulturelles Produkt der westlichen 
Zivilisation ist: Die Idee, die dahinter steht, dass jeder Mensch eine innewohnende Würde hat 
und Respekt verdient, erscheint in verschiedenen Formen und Begrifflichkeiten in jeder Kultur. 
In dieser Hinsicht kann man den französischen Philosophen Paul Ricoeur zitieren, der sagt, 
dass jenseits aller soziokulturellen und philosophischen Differenzen in allen Gesellschaften die 
Hoffnung in die Menschenwürde gesetzt und ihre praktische Notwendigkeit erkannt zu werden 
scheint. Dabei besteht immer die Forderung, dass Würde „etwas sei, das dem Menschen einzig 
                                                 
7 Vgl. Mann (1996), S. 924-925: “The human rights framework provides a more useful approach for 
analysing and responding to modern public health challenges than any framework thus far available 
within the biomedical tradition”. 
8 Vgl. Andorno (2002), S. 960. 
9 Vgl. Schroeder (2005), S. 221-223; Rawlison/Donchin (2005), S. 259-260; Delkeskamp-Hayes (2002), 
S. 149-177; Engelhardt Jr. (2006), S. 6-7. 
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und allein deswegen zukommt, weil er oder sie Mensch ist“. Und Ricoeur schriebt weiter: „Die 
Anerkennung dieser Forderung ist älter als jede philosophische Formulierung“.10
Natürlich ist es richtig, dass in der gegenwärtigen Auffassung der Menschenrechte die 
Bewahrung des Individuums und seiner selbständigen Existenz im Zentrum stehen. Im 
elementaren Sinn einer ontologischen Eigenständigkeit und hohen Wertschätzung der 
individuellen Existenz bekräftigt die Grundidee der Menschenrechte ohne Zweifel eine 
gemässigte Form des Individualismus, die im Übrigen zu den Konstanten der modernen 
Gesellschaft gehört.11 Jedoch versucht schon das internationale Recht eine einseitige 
Fokussierung auf den Einzelnen zu vermeiden und die Rechte des Individuums mit breiteren 
sozialen Rechten zu harmonisieren. Gerade in der Suche nach diesem Gleichgewicht wurden 
von der internationalen Gemeinschaft die so genannten sozialen Menschenrechte anerkannt.12  
Darüber hinaus ist es bemerkenswert, dass die die Pflicht der Brüderlichkeit schon an der 
Spitze der Menschenrechtserklärung von 1948 steht: „Alle Menschen sind frei und gleich an 
Würde und Rechte geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im 
Geist der Brüderlichkeit begegnen“. Und Artikel 29 unterstreicht die „Pflichten gegenüber der 
Gemeinschaft“.  
Außerdem ist einer der zwei wichtigsten internationalen Übereinkommen, die die 
Allgemeine Menschenrechtserklärung von 1948 präzisieren, der sozialen Dimension der 
Menschenrechte gewidmet. Der „internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte“, der von den Vereinten Nationen 1966 geschlossen wurde, verkörpert die so genannte 
„zweite Generation“ von Menschenrechten. Er sichert den Menschen neben anderen Rechten 
das Recht auf Arbeit, auf gerechte Arbeitsbedingungen und das Recht auf Bildung. Auch das 
Recht auf soziale Sicherheit, auf Mutterschutz, auf Schutz der Familie und der Kinder und 
Jugendlichen ist in dem Abkommen verankert. Darüber hinaus zählt man heute dazu eine 
„dritte Generation“ von Menschenrechten, die kollektiven Menschenrechte, die die Gesamtheit 
der Menschheit betreffen. Hierzu gehören z. B. das Recht auf Entwicklung, das Recht auf 
Umweltschutz und sogar auch der Schutz des menschlichen Genoms. Manche Autoren 
verbinden diese drei Generationen von Menschenrechten mit der klassischen Triade „Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit“, um zu betonen, dass es hier nicht nur um das Individuum als 
solches geht, sondern auch um seiner Stellung in der Gesellschaft und sogar in der ganzen 
Menschheit.13 Es ist also falsch zu behaupten, dass die soziale Dimension des Menschen im 
Konzept der Menschenrechte nicht berücksichtigt wird. 
Natürlich muss die philosophische Diskussion, ob oder wie die Universalität der 
Menschenrechte mit kultureller Vielfältigkeit versöhnt wird, vertieft und weiter geführt werden. 
Dennoch haben heute solche theoretischen Kontroversen aus mehreren Gründen viel von ihrer 
praktischen Bedeutung verloren. 
Erstens haben heute fast alle nicht-westlichen Nationen die wichtigsten internationalen 
Menschenrechtsinstrumente bereits ratifiziert. Gegenwärtig haben die sechs grundlegenden 
internationalen Übereinkommen zu Menschenrechten (Übereinkommen über bürgerliche und 
politische Rechte, über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte und über die Rechte des 
Kindes sowie Übereinkommen gegen Frauen- und Rassendiskriminierung und gegen Folter) in 
Durchschnitt eine eindrucksvolle Ratifizierungsrate von 85%.14   
Zweitens setzen die internationalen Menschenrechtsinstrumente nur sehr allgemeine und 
flexible Prinzipien fest und sind deswegen mit der Koexistenz von verschiedenen Kulturen 
vereinbar. Dieser zweite Punkt ist besonders wichtig für unser Thema. Tatsächlich lassen die 
international anerkannten Menschenrechte genug Raum für eine Vielfalt von Abwandlungen 
sowohl kultureller als auch religiöser Prägung.15 Denn die Universalität der Grundrechte 
bedeutet nicht, dass wir sie als monolithischen Block verstehen müssen. Im Gegenteil, wie der 
amerikanische Menschenrechtstheoretiker Jack Donnelly argumentiert, gehen die 
                                                 
10 Vgl. Ricoeur (1988), S. 236. 
11 Vgl. Sutter (2000), S. 226-241. 
12 Vgl. UN Internationaler Pakt über Wirtschaftliche, Soziale und Kulturelle Rechte von 1966. 
13 Vgl. Vasak (1990), S. 302. 
14 Informationen über die Ratifizierung der Menschenrechtsinstrumente sind im Internet erhältlich: 
http://www.ohchr.org/english/countries/ratification/index.htm (abgerufen am 26. Juli 2007). 
15 Vgl. Ryffel (1984), S. 413. 
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internationalen Menschenrechtsinstrumente einen mittleren Weg zwischen zwei extremen 
Positionen. Zwischen dem „radikalen kulturellen Relativismus“ und dem „radikalen 
Universalismus“ stellen sie einen „relativen Universalismus“ dar.16 Damit erkennen 
Menschenrechtsinstrumente die divergierenden Einflüsse kultureller Faktoren an, die eine 
universelle Akzeptanz des Menschenrechtstopos in seiner westlichen Fassung erschweren oder 
ausschalten könne. Zugleich halten sie an der Bestimmung des Kerns der Menschenrechte als 
individueller Personenrechte fest. Die Menschenrechte sind nicht als Äußerung einer 
bestimmten Kultur konzipiert, sondern als gemeinsame minimale Standards, die aus der Würde 
aller Menschen folgen. Aus diesem Grund erlaubt die mittlere Position nach Donnelly 
„deviations from universal human rights standards primarily at the level of form [in which 
particular human rights are implemented]“.17
 
3. Bioethisch relevante Grundsätze in den internationalen Menschenrechtsinstrumenten 
 
Wie in den vorherigen Abschnitten bereits erwähnt wurde, scheint der Menschenrechtsdiskurs 
nicht nur vereinbar mit unserer kulturell vielfältigen Welt zu sein, sondern das einzige Mittel, 
das wir heute haben, um globale biorechtliche Normen zu formulieren. Im folgenden Abschnitt 
wird beschrieben, welche bioethisch relevanten Grundsätze schon von den internationalen 
Menschenrechtsinstrumenten anerkannt sind.  
Die Grundlage aller völkerrechtlichen Verträge im Menschenrechtschutz ist die bereits 
genannte „Allgemeine Erklärung der Menschenrechte“, die die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen am 10. Dezember 1948 verabschiedet hat. Ursprünglich hatte diese 
Erklärung keinen völkerrechtlich verbindlichen Charakter, sondern war nur eine Form von 
„weichem Recht“ (soft law). Seit der Erklärung haben sich aber zahlreiche Beschlüsse der UN, 
Urteile von internationalen Gerichten und Staatsverfassungen auf diese Erklärung berufen, so 
dass sie heute als Bestandteil des allgemeinen Völkerrechts angesehen werden kann.18  
Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte enthält unter anderen die folgenden 
Prinzipien, die eine wichtige Rolle in der Bioethik spielen: a) das Prinzip der „innewohnenden 
Würde“ aller Menschen (Präambel und Art. 1); b) das Verbot aller Formen von 
Diskriminierung (Art. 2); c) das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person (Art. 3); d) 
das Verbot grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlungen (Art. 5); e) das Recht 
auf Schutz des Privatlebens  (Art. 12); f) das Recht auf medizinische Versorgung (Art. 25). 
Neben der Allgemeinen Erklärung enthalten auch die zwei schon genannten internationale 
Pakte von 1966 spezifischen Normen mit bioethischer Relevanz. Der internationale Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte enthält einen Grundsatz, das als Eckstein der modernen 
Medizinethik gesehen werden kann: das Erfordernis der freiwilligen Zustimmung der 
Versuchspersonen in der medizinischen Forschung. Nach dem Artikel 7 „darf niemand ohne 
seine freiwillige Zustimmung medizinischen oder wissenschaftlichen Versuchen unterworfen 
werden“.19 Diese Regel hat seinen Ursprung im Nürnberger Kodex von 1947, der Teil des 
Urteils des Nürnberger Ärzteprozesses ist, bei dem 23 Mediziner und Nicht-Mediziner in 
1946/47 wegen Versuchen an Menschen in Konzentrationslagern angeklagt worden waren. Der 
Nürnberger Kodex verpflichtete die Ärzteschaft darauf, in Zukunft bei der Durchführung 
medizinischer Experimente in jedem Fall die „freiwillige Zustimmung der Versuchsperson“ 
einzuholen. 1964 wurde dieser Grundsatz durch die Deklaration von Helsinki des 
Weltärztebundes erweitert und konkretisiert. Aber erst 1966, mit dem oben genannten Pakt, 
wurde die Regel des „free consent“ in einem internationalen, rechtlich verbindlichen Instrument 
festgeschrieben. 
Der internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte enthält die 
Anerkennung des Rechts auf Gesundheit. Gemäss Artikel 12.1 sind die Vertragsstaaten 
verpflichtet, „das Recht eines jeden auf das für ihn erreichbare Höchstmaß an körperlicher und 
                                                 
16 Vgl. Donnelly (1989), S. 109-124. 
17 Vgl. Donnelly (1989), S. 110. 
18 Vgl. Simma/Fastenrath (52004), Einführung. 
19 “In particular, no one shall be subjected without his free consent to medical or scientific 
experimentation”. 
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geistiger Gesundheit“ anzuerkennen.“20 Das Recht auf Gesundheit wurde schon 20 Jahre früher 
in der Verfassung der Weltgesundheitsorganisation (WHO) von 1946 festgeschrieben, die das 
Grundrecht auf den „bestmöglichen Gesundheitszustand“ anerkennt.21 Die Umsetzung dieses 
Rechts ist sogar das Ziel der Weltgesundheitsorganisation.22 Artikel 12.2 des internationalen 
Pakts detailliert die konkreten Maßnahmen für die Umsetzung dieses Rechtes: a) Maßnahmen 
zur Senkung der Zahl der Totgeburten, der Kindersterblichkeit und zur Beförderung der 
gesunden Entwicklung des Kindes; b) Maßnahmen zur Verbesserung aller Aspekte der 
Umwelt- und der Arbeitshygiene; c) Maßnahmen zur Vorbeugung, Behandlung und 
Bekämpfung epidemischer, endemischer, beruflich bedingter und sonstiger Krankheiten; und d) 
Maßnahmen zur Schaffung der Voraussetzungen, dass jeder im Krankheitsfall Zugang zu 
medizinischer Versorgung erhält. 
Der internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte schreibt auch 
ein anderes Prinzip fest, das eine grosse Bedeutung für die bioethischen Debatten hat: das 
Prinzip der Freiheit der wissenschaftlichen Forschung. Artikel 15.3 bestimmt: „Die 
Vertragsstaaten verpflichten sich, die zu wissenschaftlicher Forschung und schöpferischer 
Tätigkeit unerlässliche Freiheit zu achten“. Wissenschaftliche Forschung ist in der Tat eine der 
höchsten menschlichen Fähigkeiten und macht einen entscheidenden Beitrag zum Wohl der 
gesamten Menschheit. Deshalb muss die Rechtsordnung sicherstellen, dass die grösstmögliche 
Freiheit der Wissenschaft gewährleistet ist: Dabei wird die Freiheit der Wissenschaft 
normalerweise als Teil der Freiheit des Gedankens und des Wortes betrachtet und durch 
internationale Instrumente der Menschenrechte anerkannt. Zugleich setzen die Menschenrechte 
selbst der Forschungsfreiheit Grenzen. Wie bei jeder andere menschliche Tätigkeit findet die 
Freiheit zur Forschung in der Verletzung der Grundrechte und der Menschenwürde ihre 
Schranken. Spätestens mit dem Gebrauch der Atombombe in Hiroshima wurde deutlich, dass 
die wissenschaftliche Forschung und ihre möglichen Anwendungen nicht ethisch neutral sind, 
sondern erhebliche Konsequenzen für die Gesellschaft und die Umwelt haben. In diesem Punkt 
machen einige internationale biorechtliche Instrumente sehr klar, dass die „Bedeutung der 
Freiheit wissenschaftlicher Forschung und technischer Entwicklungen“ anzuerkennen ist, aber 
dass gleichzeitig „diese Forschungen und Entwicklungen innerhalb des Rahmens der (...) 
ethischen Grundsätze stattfinden und (...) die Menschenwürde, die Menschenrechte und die 
Grundfreiheiten“ achten müssen.23  
Darüber hinaus existiert eine Vielzahl von Konventionen, die den Schutz einzelner 
Menschenrechte eingehend regeln. Sie enthalten Normen, die sich mit bioethischen Themen 
befassen, so etwa die UN-Konvention über die Rechte des Kindes von 1989, die in ihren Artikel 
7 bestimmt, dass “Das Kind…hat, soweit möglich, das Recht, seine Eltern zu kennen und von 
ihnen betreut  zu werden“.24 Dieser Artikel wurde beispielsweise in der Diskussion um 
Fortpflanzungstechniken, insbesondere um die Zeugung durch anonyme Samenspende, 
vorgebracht, um das Recht auf Kenntnis der Identität des biologischen Vaters zu rechtfertigen.  
 
 
4. Die Allgemeine Erklärung über Bioethik und Menschenrechte von 2005 
 
Die vorigen Abschnitte zeigen, dass die traditionellen Menschenrechtsinstrumente einige 
Grundsätze beinhalten, die im Bereich der Bioethik anwendbar sind. Allerdings sind diese 
Grundsätze zum einen noch zu allgemein gefasst und zum anderen auf verschiedene 
Deklarationen und Konventionen verteilt. Aus diesen Gründen haben manche internationalen 
Organisationen versucht, existierende Grundsätze von Relevanz für den biomedizinischen 
Bereich weiter zu entwickeln und zusammen zu bringen. Der Europarat hat diese Arbeit auf der 
                                                 
20 “The States Parties to the present Covenant recognize the right of everyone to the enjoyment of the 
highest attainable standard of physical and mental health.” 
21 “The enjoyment of the highest attainable standard of health is one of the fundamental rights of every 
human being without distinction of race, religion, political belief, economic or social condition.”  
22 Vgl. Artikel 1 der WHO-Verfassung. 
23 Vgl. Allgemeine Erklärung über Bioethik und Menschenrechte der UNESCO, 19. Oktober 2005, 
Artikel 2d.  
24 “The child shall have… as far as possible, the right to know and be cared for by his or her parents”. 
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europäischen Ebene mit der schon zitierten Konvention über Menschenrechte und Biomedizin 
geleistet. Die UNESCO hat mit der Allgemeinen Erklärung über Bioethik und Menschenrechte 
von 2005 etwas Ähnliches auf der globalen Ebene durchgeführt. 
Die Bedeutung der UNESCO-Erklärung liegt darin, dass sie das erste universelle 
rechtliche Instrument ist, das weltweite rechtliche Rahmenbedingungen für alle 
biomedizinischen Tätigkeiten festlegt. Wie jede „Erklärung“ einer UN-Sonderorganisation 
besitzt sie keine völkerrechtliche Verbindlichkeit. Sie ist ein Beispiel für ein Instrument des so 
genannten „weichen Rechts“ (soft law). Solche Instrumente werden sehr häufig in den 
Bereichen der Menschenrechte und des Umweltschutzes benutzt. Trotz der fehlenden 
rechtlichen Verbindlichkeit hat die Erklärung eine große praktische Bedeutung: Sie hilft 
Staaten, sich schrittweise mit den gemeinsamen Normen vertraut zu machen bevor sie 
verbindliche Regeln verabschieden. In dieser Hinsicht bietet die Erklärung eine wichtige 
Grundlage für zukünftige nationale Regelungen, wo sie bisher unzureichend etabliert sind, und 
auch für ein mögliches völkerrechtlich verbindliches Übereinkommen im bioethischen 
Bereich.25
Die Erklärung wurde am 19. Oktober 2005 an der 33. Sitzung der UNESCO-
Generalkonferenz von den Vertretern der 191 Mitgliedstaaten einstimmig angenommen. Der 
redaktionellen Arbeit war der Bericht einer Arbeitsgruppe, dem Internationalen Bioethik 
Komitee (International Bioethics Committee, IBC) vorangegangen, in dem über die 
Möglichkeit eines allgemeingültigen Instruments für die Bioethik diskutiert worden war. Die 
Arbeitsgruppe, die unter der Leitung von den Professoren Leonardo de Castro (Philippinen) und 
Giovanni Berlinguer (Italien) stand, legte am 13. Juni 2003 ihren Bericht vor, in dem die 
Initiative einer solchen globalen Deklaration unterstützt wurde. Der Bericht schließt mit der 
Feststellung, dass es notwendig ist, „einen universellen common sense zu entwickeln, um das 
Verstehen und den Zusammenhang in Beziehung zu neuen ethischen Kategorien und neuen 
praktischen Möglichkeiten zu fördern, die aus der Wissenschaft und der Technologie 
stammen“.26 Im nachfolgenden Ausarbeitungsprozess spielte das IBC eine tragende Rolle. Der 
Zwischenstaatliche Ausschuss für Bioethik (Intergovernmental Bioethics Committee, IGBC), 
die UNESCO-Mitgliedsstaaten und Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen wurden 
mehrfach zum IBC-Entwurf konsultiert, bis Regierungsexperten auf zwei mehrtägigen Treffen  
über einen abschließenden Text Einigung herstellen konnten. 
Das wichtigste Ziel der UNESCO-Erklärung ist die Bereitstellung eines „allgemeinen 
Rahmens von Grundsätzen und Verfahren als Richtschnur für die Staaten bei der Formulierung 
ihrer Rechtsvorschriften, ihrer Politik oder anderer Instrumente im Bereich der Bioethik“ 
(Artikel 2.a). Die Staaten sind also die ersten Adressaten der gemeinsamen Regeln. Dies erklärt 
auch, warum das Instrument ihre Normen nicht auf der Basis willkürlicher Prinzipien oder rein 
akademischer Stellungnahmen stellt, sondern auf die Basis des allgemeingültigen Rahmens der 
Menschenrechte. Die Verankerung an den Menschenrechten ist kein Nebenaspekt der 
Erklärung, sondern ein wesentlicher Bestandteil ihrer Konzeption. Nach der Meinung des 
Präsidenten der redaktionellen Gruppe der Erklärung, dem Oberrichter Michael Kirby 
(Australien), liegt der größte Erfolg dieses Instruments gerade darin, dass es „bioethische und 
menschenrechtliche Standards integriert“.27
Den Kern der Erklärung bilden die 15 aufgelisteten Grundsätze: die Achtung von 
Menschenwürde und Menschenrechten (Art. 3.1); der Vorrang der Interessen des Einzelnen vor 
den Interessen der Wissenschaft oder der Gesellschaft (Art. 3.2); die Maximierung des Nutzens 
und die Minimierung des Schadens im Umgang mit Patienten und Teilnehmern an 
medizinischen Studien (Art. 4); die Selbstbestimmung des Einzelnen (Art. 5); die Aufgeklärte 
Einwilligung von Patienten und Studienteilnehmern (Art. 6); ein besonderer Schutz 
nichteinwilligungsfähiger Personen (Art. 7); die Achtung der Schutzbedürftigkeit des Menschen 
(Art. 8); die Achtung der Privatsphäre und der Vertraulichkeit (Art. 9); die Gleichberechtigung, 
Gerechtigkeit und unparteiische Behandlung (Art. 10); die Nichtdiskriminierung und 
                                                 
25 Vgl. Andorno (2007), S. 150-154.  
26 “…to develop a worldwide common sense in order to foster understanding and cohesion in relation to 
new ethical categories and new practical possibilities emerging from science and technology” (UNESCO 
IBC, 2003, S. 10). 
27 Vgl. Kirby (2006), S. 9-19. Siehe auch: Boussard (2007). S. 102. 
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Nichtstigmatisierung von Personen oder Gruppen auf Grund ihres Gesundheitszustands (Art. 
11); die Achtung der kulturellen Vielfalt und des Pluralismus (Art. 12); die Solidarität und 
Zusammenarbeit (Art. 13); die Gesellschaftliche Verantwortung und Gesundheit, insbesondere 
der Zugang zu hochwertiger medizinischer Versorgung und zu essentiellen Medikamenten (Art. 
14); die gemeinsame Teilhabe am Nutzen des biomedizinischen Fortschritts (Art. 15); der 
Schutz künftiger Generationen sowie der Schutz der Umwelt, der Biosphäre und der 
biologischen Vielfalt (Art. 16). Die Erklärung enthält auch vier Prinzipien, die eher prozeduraler 
Natur sind: Entscheidungsfindung und Behandlung bioethischer Fragestellungen (Art. 18); 
Einrichtung von unabhängigen, fachübergreifenden und pluralistischen Ethik-Kommissionen 
(Art. 19); Risikoabschätzung und –management (Art. 20); Gerechtigkeit in 
grenzüberschreitenden Tätigkeiten (Art. 21).  
 
5. Ausblick: Das Biorecht als ein „bioethisches Minimum“ 
 
Im letzten Jahrzehnt haben sich internationale Organisationen klar für eine 
Menschenrechtstrategie entschieden, um globale Normen im Bereich der Bioethik zu etablieren. 
Diese Tendenz, für die die UNESCO-Erklärung von 2005 das beste Beispiel bietet, wird sich 
wahrscheinlich in den nächsten Jahren noch fortsetzen. 
Welche Schlussfolgerungen lassen sich aus diesem Phänomen ziehen? Wird die Ethik der 
Biomedizin graduell durch das Recht der Biomedizin ersetzt? Manche Autoren haben diese 
Sorge geäußert.28 Eine solche Furcht scheint aber unbegründet. Der Inhalt der Ethik ist viel 
größer als der des Rechts – und dies wird immer so bleiben, weil rechtliche und ethische 
Normen verschiedene Ziele verfolgen. Die Ethik versucht, auf die Frage Was soll ich tun? zu 
antworten, wie Immanuel Kant es formuliert hat. Ihr letzter Zweck ist nach Aristoteles die 
Entwicklung aller unserer guten Fähigkeiten und die moralische Perfektionierung des Selbst. 
Das Recht aber verfolgt nicht ein solch hohes Ziel. Seine zentrale Frage lautet: Welche Normen 
brauchen wir für ein friedvolles und gerechtes Zusammenleben?  Das Ziel des Rechts ist es, 
Gerechtigkeit in intersubjektiven Beziehungen zu ermöglichen. Das Recht will und kann auch 
nicht alle ethischen Normen aufnehmen.  
Natürlich stehen Ethik und Recht im Bereich der Biomedizin in intensiver wechselseitiger 
Beziehung, und dies wird in der Zukunft wahrscheinlich sogar zunehmen. Jedoch werden sich 
Recht und Ethik immer voneinander unterscheiden, denn das Recht ist eher als "ethisches 
Minimum" denn als vollumfängliche Ethik zu verstehen. Nach dem deutschen 
Rechtsphilosophen Georg Jellinek nimmt das Recht nur einen gewissen Teil elementarer, für 
das Zusammenleben unbedingt notwendiger ethischer Normen auf.29 Bereits acht Jahrhunderte 
vor Jellinek hat Thomas von Aquin ähnlich argumentiert, um den Unterschied zwischen Ethik 
und Recht zu erklären. Auf die Frage, ob das menschliche Gesetz alle moralischen 
Verfehlungen zu ahnden habe, antwortet Thomas, dass der Staat gegen Laster und Fehler, die 
den Grundbedingungen menschlichen Zusammenlebens nicht zuwiderlaufen, keine Gesetze 
erlassen soll.30
                                                 
28 Vgl. Faunce (2005), S. 173-178. 
29 „Wenn wir nun bei einem historisch bestimmten Gesellschaftszustand nach den Normen fragen, deren 
Befolgung die fortdauernde Existenz eines solchen Zustandes möglich macht, so erhalten wir das Recht 
dieser Gesellschaft. Das Recht ist nichts anderes als das ethische Minimum. Objektiv sind es die 
Erhaltungsbedigungen der Gesellschaft, soweit sie vom menschlichen Willen abhängig sind, also das 
Existenzminimum ethischer Normen, subjektiv ist es das Minimum sittlicher Lebensbetätigung und 
Gesinnung, welches von den Gesellschaftsgliedern gefordert wird. [...] Das Recht verhält sich nach dieser 
Auffassung wie der Teil zum Ganzen, wie das Fundament zum Gebäude [...]. Das Recht wird also, als 
das erhaltende Moment, das Minimum der Normen eines bestimmten Gesellschaftszustandes bilden, d.h. 
diejenigen Normen umfassen, welche die unveränderte Existenz eines solchen sichern.“ (Jellinek, 1908, 
S. 45).  
30 „Das menschliche Gesetz wird nun allerdings für eine Vielzahl von Menschen gemacht, von denen die 
meisten nicht zum Kreis der sittlich Vollkommenen gehören. Daher verbietet es auch nicht durchwegs 
alle Laster, von denen sich die Tugendhaften frei halten, sondern nur die schlimmeren, von denen zu 
lassen der größere Teil der Menge imstande ist. Dazu gehört in erster Linie, was dem Nächsten schadet 
und ohne dessen Verbot die menschliche Gesellschaft keinen Bestand hätte, wie Mord, Diebstahl und 
 7
Wenn aber das Recht als „ethisches Minimum“ verstanden werden kann, dann kann 
analog das Biorecht als „bioethisches Minimum“ charakterisiert werden. Dieser Minimalismus 
ist deutlich in den internationalen biorechtlichen Instrumenten erkennbar. Solche Instrumente 
haben nicht die Absicht, die ganze Bioethik aufzunehmen oder die kulturelle Vielfalt unserer 
Welt zu verringern. Vielmehr wollen sie die notwendigen allgemeinen Grundregeln herstellen, 
um den Respekt für Menschenrechte im biomedizinischen Bereich zu befördern. Es ist zu 
bemerken, dass die Beschränkung auf Mindeststandards angesichts der erheblichen 
Meinungsunterschiede zwischen den Kulturen kein Defizit ist, sondern vielmehr die einzige 
realistische Möglichkeit, globale Vereinbarungen im biomedizinischen Bereich zu erreichen.31  
Dieser Beitrag hat versucht zu zeigen, dass die Menschenrechte ein einmaliges Werkzeug 
für die Formulierung solcher minimalen Normen sind. Das internationale Recht der 
Menschenrechte bietet einen universellen Rahmen für die Suche nach angemessenen Lösungen 
für die Herausforderungen der biomedizinischen Entwicklungen. Aus diesem Grund scheint es 
heute kaum denkbar, auf den Appell an die Menschenrechte für die Entwicklung einer globalen 
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